
  
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1. Art der baulichen Nutzung - § 9 (1) 1 BauGB  
 
1.1. Industriegebiet gemäß § 9 BauNVO i.v.m. § 1 BauNVO 
 
1.1.1 Für das GI wird gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO gemäß Planzeichnung ein maximaler 

flächenbezogener Schalleistungspegel für die Tag- und die Nachtstunden 
festgesetzt. Die Einhaltung der Werte ist im Rahmen der einzelnen Bauanträge 
nachzuweisen.  

 
1.1.2. Im GI sind die gemäß § 9 (3)  Nr. 1 – 2, ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 

zulässig. 
 
  
1.2 Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4  BauNVO 
 
1.2.1. Im GE sind die gemäß § 8 (3)  Nr. 1 – 3, ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 

zulässig.  
 
1.2.3. Für die GE - Flächen wird gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO gemäß Planzeichnung ein 

maximaler flächenbezogener  Schalleistungspegel für die Tag- und die 
Nachtstunden festgesetzt. Die Einhaltung der Werte ist im Rahmen der einzelnen 
Bauanträge nachzuweisen. 

 
 
2.  Maß der baulichen Nutzung - § 9 (1) 1 BauGB, 16 und 19 BauNVO  
 
2.1 Die maximale Traufhöhe (TH) für Gebäude wird gemäß Planeinschrieb 

festgesetzt (als Bezugspunkt  dient die OK der Erschließungsstraße). Die 
festgesetzten Traufhöhen gelten nicht für technische Anlagen (z.B. Mischturm; 
Mühlturm, Silos, Schonrsteine etc.). 
 

3.  Verkehrsflächen nach § 9 (1) Nr. 11 BauGB 
 
3.1. Für die Erschließung des Gewerbegebietes notwendigen öffentlichen 

Verkehrsflächen sind im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzt. 
 
4. Leitungsrecht gemäß § 9 (1) Nr. 21 BauGB 
 
 
4.1. Entlang der vorhanden Abwasserleitungen (Schmutz- und Regenwasser –

Übernahme nachrichtlich) außerhalb des öffentlichen Straßenbereiches wird ein 
Geh- Fahr und Leitungsrecht zu Gunsten des Versorgungsträgers mit einer 
Gesamtbreite von 8 m festgesetzt.   

 
4.2. Die mit Leitungsrecht belasteten Flächen sind von jeglicher Überbauung, 

Überschüttung und Bepflanzung mit Bäumen oder Sträuchern freizuhalten.     
 
 
5. Ver- und Entsorgung gemäß §  9(1) Nr. 13.und 14. BauGB  
 
5.1. Gemäß Planzeichnung werden Standorte für Trafostationen, 

Löschwasserbehälter und das Regenrückhaltebecken festgeschrieben.  
 
5.2. Für das GI 5 wird die Einleitmenge des Oberflächenwassers in den öffentlichen 

Kanal auf max. 128l/s begrenzt. Diese Menge teilt sich anteilig auf die 
gewerbliche Baufläche je Quadratmeter auf. Daraus resultierende notwendige 
Regenrückhaltemengen sind auf den privaten Grundstücken zu realisieren.  

6. Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB  

 
6.1. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Gehölzpflanzungen entlang der 

jeweiligen Grundstücksgrenzen mit einem Flächenanteil von 20 % der jeweiligen 
Grundstücksfläche zu erstellen. 

 
6.2.1. Die Investorengrundstücke im GE und GI sind untereinander mit dichten, 

feldheckenartigen Bepflanzungen abzugrenzen. 
Das Privatgrün besteht aus einheimischen, bodenständigen Pflanzen bzw. 
Zuchtformen dieser Gehölze sind zugelassen. 

 
Für die Begrünung der Privatgrundstücke kommen folgende Gehölzpflanzungen 
in Frage: 

 
Acer palmatum „Atroporpureum“  Rotblättriger Fächerahorn 
Cornus alba „Argenteomarginata“  Hartriegel 
Cornus alba „Spaethii“    Hartriegel 
Forsythia intermedia „Spectabilis“  Goldglöckchen 
Hypericum calycinum    Johanniskraut 
Mahonia aquifolium    Mahonie 
Potentilla fruticosa „Elfenbein“   Fingerkraut 
Spiraea bumalda „Anthony Waterer“  Spierstrauch 
Spiraea vanhouttei    Spierstrauch 
Symphoricarpos chenaultii   Schneebeere 
Weigela florida „Purpurea“   Weigelie 
Berberis thunbergii    Berberitze 
Cotoneaster lucidus    Zwergmispel 
Potentilla fruticosa „Farreri“   Fingerkraut 

 
6.3. Entlang der Erschließungsstraßen sind auf den Verkehrsgrünflächen 

Einzelbäume gemäß Darstellung auf der Planzeichnung (Arten gemäß 
nachfolgender Aufzählung) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die 
Baumstandorte dürfen für notwendige Grundstückszufahrten verschoben bzw. 
ausnahmsweise unterbrochen werden. 
Ausgefallene/ abgestorbene Bäume sind durch einen Baum gleicher Art zu 
ersetzen.   

 
Acer platanoides  Spitzahorn 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Sorbus aucuparia  Eberesche 
Tilia cordata   Winterlinde 

 
6.4.  Auf den Flächen mit Pflanzbindung (vorwiegend in den Randbereichen des 

Geltungsbereiches) sind Gehölzhecken durchsetzt mit Bäumen  gemäß 
nachfolgender  Beschreibung anzulegen und dauerhaft zu erhalten.   
 
Flächen mit Pflanzbindung – Breite  3 m 
Je 10 m Länge des Pflanzstreifens sind  
- 4 Heister h = 100 – 150 cm 
-   16 Sträucher/ Jungpflanzen  h = 40 – 60 cm   
 
Flächen mit Pflanzbindung – Breite 5 - 8 m 
Je 100 qm Fläche sind mind. zu pflanzen: 
- 1 Bäume Stammumfang 8 – 10cm 
- 7 Heister h = 100 – 150 cm 
- 50 Sträucher/ Jungpflanzen  h = 40 – 60 cm   

 
Flächen mit Pflanzbindung – Breite  10 m und breiter sowie Maßnahme E 10 
Je 100 qm Fläche sind mind. zu pflanzen: 
- 1 Bäume Stammumfang 8 – 10cm 
- 10 Heister h = 100 – 150 cm 
- 45 Sträucher/ Jungpflanzen  h = 40 – 60 cm   
 
Bäume 
Acer campestre   Feldahorn 
Acer platanoides  Spitzahorn 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Quercus robur   Stieleiche 
Tilia cordata   Winterlinde 
 
Heister 
Quercus robur   Stieleiche 
Acer campestre   Feldahorn 
Sorbus aucuparia  Eberesche 
Crataegus monogyna  Weißdorn 
Fagus sylvatica   Rotbuche 
Fraxinus excelsior  Esche  
 
Sträucher/Jungpflanzen 
Corylus avellana  Waldhaselnuß 
Cornus mas   Kornelkirsche 
Cornus sanguinea  Hartriegel 
Crataegus monogyna  Weißdorn 
Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen  
Hippophae rhamnoides  Sanddorn 
Malus communis  Holzapfel 
Prunus padus   Faulbaum, Traubenkirsche 
Prunus spinosa   Schlehe 
Spiraea arguta   Spierstrauch 
Symphoricarpos albus  
laevigatus   Schneebeere 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Viburnum opulus  Gemeiner Schneeball 
Rosa canina   Hundsrose 

 
6.5. Entlang der L 198 ist eine Reihe Winterlinden zu pflanzen.  
 
 
6.6. Entlang der L 198 ist innerhalb der Flächen mit Pflanzbindung entlang der L198 

ausnahmsweise die Anlage eines Geh/Radweges mit einer Breite von 2 m 
(Länge ca. 280 m) zulässig. 

 
6.7. Die Bepflanzung der privaten Parkflächen hat nur mit ortstypischer Vegetation zu 

erfolgen. Die Pflanzflächen (Wurzelbaum) müssen mind. 2,0 x 2,0 m groß sein 
und Anschluß an den gewachsenen Boden haben. Ein Großbaum ist zu pflanzen 
für: 

   2 PKW Längsstellplätze 
     5 PKW Querstellplätze 
   10 PKW gegeneinander querparken 

 
Zur Begrünung der Parkflächen sind folgende Laubbäume anzupflanzen: 
Acer platanoides   Spitzahorn 
Carpinus betulus   Hainbuche 
Fagus sylvatica    Rotbuche 
Pyrus piraster    Holzbirne 
Querbus robur    Stieleiche 
Tilia cordata    Winterlinde 

 
6.8. Die Realisierung der grünordnerischen Festsetzungen ist  spätestens in der auf 

die Fertigstellung des Bauvorhabens folgenden Pflanzperiode zu realisieren ist. 

II.  Hinweise 
 

1. Im Bereich des Geltungsbereichs des BP ist bei allen Bauvorhaben eine 
denkmalrechtliche Genehmigung nach § 14 Denkmalschutzgesetz LSA 
einzuholen. 
In unmittelbarer Umgebung zum BPL wurden im laufe des BP-Verfahrens 
archäologische Kulturdenkmalbereiche bekannt. Aufgrund der großen 
Ausdehnung vorgeschichtlicher Siedlungen besteht die Möglichkeit, dass sich die 
archäologischen Kulturdenkmalbereiche auch in das Areal des BPL 
hineinziehen.  
 

2. Bei Planungen in Entfernungen bis 100 m von der Autobahn und bis 40 m von 
der Landesstraße sind die Bestimmungen des § 9 Abs. 1 und 2 des 
Fernstraßengesetzes (FStrG) zu beachten. 
 

3. Die Vorhabenträger geplanter Neubauten werden darauf hingewiesen, daß sie 
bezugnehmend auf die BAB 9 und deren Anlagen für die Gewährleistung 
ausreichender Lärmschutzmaßnahmen eigenverantwortlich sind. Es entfällt 
jeglicher Anspruch auf Lärmschutzmaßnahmen gegenüber dem Landesbetrieb 
Bau Sachsen-Anhalt, Niederlassung Süd, Fachbereich 4 Straßenbau- und –
betrieb Bundesautobahnen, An der Fliederwegkaserne 21 in 06130 Halle. 
 

4. Die Bepflanzungen im Nahbereich der Verkehrsanlagen an der Autobahn und 
der Bundesstraße sind rechtzeitig mit dem zuständigen Träger der 
Straßenbaulast (der Landesbetrieb Bau Sachsen-Anhalt, Niederlassung Süd, 
Fachbereich 4 Straßenbau- und –betrieb Bundesautobahnen, An der 
Fliederwegkaserne 21 in 06130 Halle)  abzustimmen. 

 
5. Seitens der Wehrbereichsverwaltung  wurde in der Stellungnahme vom 

07.06.2007 darauf hingewiesen, dass bei einer Bauhöhe  ab 30 m über Grund 
eine Beteiligung zu erfolgen hat, und das ab einer Bauhöhe von 80 m oder 380 m 
über NN in jedem Fall militärische Belange verletzt sind. 
Ab einer Bauhöhe von über 60 m über Grund sind Bauwerke (Schornsteine, 
Masten, Antennen u.ä. bauliche Anlagen) als Hindernis für die militärische 
Luftfahrt in den Flugbetriebskarten zu veröffentlichen 

 
6. Im Planungsgebiet befinden sich Benutzungs- und Fundamentalfestpunkte der 

Grundlagenvermessung (siehe Planzeichnung). Für die Unversehrtheit der 
Punkte hat der Vorhabenträger Sorge zu tragen. Im Falle der Gefährdung ist das 
Landesamt für Vermessung und Geoinformation zeitnah zu informieren, um 
Sicherungsarbeiten ausführen zu können.   

 
 

erstellt:   30.08.2007 
 
 

PR Ä AM BE L  
 
Satzung der G em einde Heidegrund über  d ie 1. Änderung   
des Bebauungsplan Nr. 1   
Industrie- und G ew erbepark „Heidegrund Süd“  
 
Aufgrund des § 10 des BauG B in der Fassung  
der Bekanntm achung 27.08.97 (BG Bl. I, S . 2141),  
zu letzt geändert durch Art. 1  des G esetzes vom   
21.Dezem ber 2006 (BG Bl. I, S . 3316) 
sow ie nach § 9 Abs. 4 BauGB w ird nach Beschluss- 
fassung durch den G em einderat vom    
folgende Satzung über die 1. Änderung des  
Bebauungsplanes Nr. 1 der G em einde Heidegrund, 
bestehend  aus der Planzeichnung (Teil A) und dem   
Text (Teil B), erlassen: 
 
Teil (A)  -   Planzeichnung  
  
M aßstab 1:  1500 
m it zeichnerischen Festsetzungen  und P lanzeichenerklärung   
 
Teil (B )  -  Textliche Festsetzungen  
   
 
 
Siegel    Bürgerm eister 
 


